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Fraktion Stadtrat Lineburg
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An

den Oberbirgermeister Frau Kalisch
den Rat der Hansestadt Liineburg
Am Ochsenmarkt 1

21335 Lineburg

Luneburg, 21.08.22

Die AfD-Niedersachsen Fraktion im Rat der Hansestadt Liieneburg beantragt zur
kommenden Ratssitzung:

Der Rat der Hansestadt Liineburg fordert die Verwaltung auf,

dass nach Abschluss der Grundsteuerreform, der Hebesatz der Stadt Liineburg so angepasst
wird, dass die Stadt durch die Reform weder Mehr- noch Mindereinnahmen in der Gesamt-
summe der Grundsteuereinkiinfte erfahrt.

Begriindung:

Es ist nicht vertretbar, die Blrger mit weiteren Steuererhohungen zu belasten. Der soge-
nannte symbolische "Steuerzahlergedenktag" des Bundes der Steuerzahler liegt schon jetzt
beim 13. Juli (Jahr 2021).

Hinzu kommt, dass eine Grundsteuererh6hung auch eine direkte Verteuerung der Wohn-
bzw. Mietkosten bedeutet; in einer Stadt mit knappem, glinstigem Wohnraum, darf die
Kommune kein Mietpreistreiber sein.

Auf der anderen Seite ist die Grundsteuer eine sichere Einnahmequelle der Stadt, die in der
jetzigen Hohe erhalten werden sollte, um ein auskdmmliches Wirtschaften der Stadt zu ge-
wahrleisten.

Fir die AfD-Fraktion

- Dirk Neumann -

Alternative fir Deutschland - Niedersachsen Fraktion im Rat der Hansestadt Liineburg
afd.gaberle@gmail.com
www.afd-kreis-lueneburg.de
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Stellungnahme zum Antrag der AfD-Niedersachsen Fraktion im Rat der Hansestadt
Liineburg vom 21.08.2022

Die AfD-Niedersachsen ,Stadtratsfraktion“ beantragt, dass der Rat der Hansestadt
Liineburg die Verwaltung auffordert, dass nach Abschluss der Grundsteuerreform, der
Hebesatz der Stadt Liineburg so angepasst wird, dass die Stadt durch die Reform
weder Mehr- noch Mindereinnahmen in der Gesamtsumme der Grundsteuereinkiinfte
erfahrt.

Der Rat der Hansestadt Liineburg hat in seiner Sitzung am 23.08.2018 Uber einen ahnlichen
Antrag (siehe VO/7885/18) beraten und diesen abgelehnt mit dem Hinweis darauf, dass der
Zeitpunkt fir die Diskussion Uber die H6he der Grundsteuer zu friih sei.

Fur eine hiervon abweichende Einschatzung gibt es derzeit noch keine Veranlassung.

Zwar hat der Bundesgesetzgeber Ende 2019, und damit innerhalb der durch Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 10.04.2018 bestimmten Frist, eine Neuregelung des
Bewertungs- und Grundsteuerrechts geschaffen, aber bis zum 31.12.2024 sind zunachst
noch die bisherigen Regeln weiter anzuwenden.

Fir die Zeit ab 01.01.2025 hat sich der Bund fir ein objektiviertes, "vereinfachtes"
Verkehrswertmodell entschieden, ein Ertrags- und Sachwertverfahren auf der Grundlage von
Erfahrungs- und Durchschnittswerten. Allerdings ermdéglicht die im Zuge der Neuregelung
eingefuhrte Landerdffnungsklausel den Landern abweichende Regelungen. Hiervon hat u.a.
auch Niedersachsen Gebrauch gemacht und setzt ab dem 01.01.2025, abweichend vom
Bundesmodell, auf das Flachen-Lage-Modell.

Unabhangig davon, welches Modell zum Tragen kommt, missen fiir die ab dem 01.01.2025
neu anzuwendenden Regeln zunachst die Grundlagendaten erhoben werden. Aktuell 1auft
fur die Eigentimer*innen die Frist fur die Abgabe der Steuererklarungen, anhand derer die
Finanzamter in Anwendung der Neuregelungen die Bewertung durchfihren und die
Steuermessbetrage festsetzen. Dies muss bis zum 31.12.2023 abgeschlossen sein. Erst
wenn hiernach im Laufe des Jahres 2024 alle Steuermessbetrage auch der Hansestadt
Lineburg vorliegen und verarbeitet sind, kann anhand dieser Informationen der
aufkommensneutrale Hebesatz ermittelt werden.

Uber die Festsetzung des Hebesatzes entscheidet dann der Rat der Hansestadt Liineburg.
Die Verwaltung wird hierflr rechtzeitig die notwendigen Grundlagendaten zur Verfligung
stellen.

Unabhangig davon, welcher Hebesatz letztlich zur Anwendung kommt, werden sich fur
einzelne Abgabenpflichtige Grundsteuererhéhungen oder -senkungen ergeben, was unter
Beachtung des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes unvermeidbar ist.

Gez.

R. Muller




	Vorlage
	Anlage 1: Antrag "Anpassung des Grundsteuerhebesatzes mit der Absicht, weder Mehr- noch Mindereinnahmen in der Gesamtsumme der Grundsteuereinkünfte zu erzielen" (Antrag der AfD-Fraktion vom 21.08.2022, eingegangen am 23.08.2022)
	Anlage 2: Stellungnahme_10233_Grundsteuerhebesatz

